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Verordnung 
vom 24. Februar 2015 

über die Abänderung der 
Tierschutzverordnung 

Aufgrund von Art. 2 Abs. 1, Art. 4 Abs. 3 und 7, Art. 5, 6 Abs. 2 und 
3, Art. 7 Abs. 1, 2 und 4, Art. 8, 9 Abs. 2, Art. 10 Abs. 2 bis 4, Art. 11 
Abs. 3, Art. 16 Abs. 2, Art. 18 Abs. 1 bis 3, Art. 19 Abs. 3 und Art. 39 
Abs. 1 des Tierschutzgesetzes (TSchG) vom 23. September 2010, LGBl. 
2010 Nr. 333, in der geltenden Fassung, verordnet die Regierung: 

I. 

Abänderung bisherigen Rechts 

Die Tierschutzverordnung (TSchV) vom 14. Dezember 2010, LGBl. 
2010 Nr. 425, in der geltenden Fassung, wird wie folgt abgeändert: 

Überschriften vor Art. 3 

II. Tierhaltung und Umgang mit Tieren 

A. Allgemeine Bestimmungen 

Art. 3 Sachüberschrift und Abs. 1 

Grundsätze 

1) Tiere sind so zu halten und mit ihnen ist so umzugehen, dass ihre 
Körperfunktionen und ihr Verhalten nicht gestört werden und ihre An-
passungsfähigkeit nicht überfordert wird. 
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Art. 14 

Abweichungen von Vorschriften 

Abweichungen von Vorschriften zur Tierhaltung und zum Umgang 
mit Tieren sind zulässig, soweit sie aus medizinischen Gründen erforder-
lich sind oder um die Einhaltung seuchenpolizeilicher Vorschriften si-
cherzustellen. 

Art. 16 Abs. 2 Bst. h und n 

h) das Teilnehmen an Wettbewerben und sportlichen Anlässen mit Tieren, 
bei denen Stoffe oder Erzeugnisse eingesetzt werden, die nach den für 
die Sportverbände oder das ALKVW massgebenden Listen verboten 
sind; 

n) das Verwenden von Zaunsystemen, die über ein Empfängergerät am 
Körper des Tieres elektrisierend wirken. 

Art. 17 Bst. f bis q 

f) das Kennzeichnen mit Heiss- und Kaltbrand; 
g) das Verabreichen von Stoffen und Erzeugnissen, die das natürliche 

Temperament und das Verhalten des Tieres ändern; 
h) mechanische, physikalische oder elektrische Eingriffe am Euter und 

lange Zwischenmelkzeiten, welche die natürliche Form des Euters 
verändern oder zu einem unnatürlichen Füllungszustand führen; 

i) das Einsetzen von Fremdkörpern zu Präsentationszwecken; 
k) das enge Einbinden der Sprunggelenke und der Entzug von Gewebe-

flüssigkeit im Bereich der Sprunggelenke zu Präsentationszwecken; 
l) das Verabreichen von Stoffen und Erzeugnissen in den Pansen mittels 

Sonde zu Präsentationszwecken; 
m) das Anbinden von Stieren am Nasenring; 
n) Eingriffe am Penis von Such-Stieren; 
o) das Enthornen von Wasserbüffeln und Yaks; 
p) Aufgehoben 
q) Aufgehoben 
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Art. 21 Bst. g und h 

g) das Barren; 
h) Methoden, mit denen eine Überdehnung des Pferdehalses oder -rückens 

bewirkt wird (Rollkur). 

Art. 22 Abs. 1 Bst. c und d 

c) das Zerstören der Stimmorgane; 
d) das Verwenden lebender Tiere, um Hunde auszubilden oder zu prü-

fen, ausser für die Ausbildung und Prüfung von Jagdhunden nach 
Art. 75 Abs. 1 sowie für die Ausbildung von Herdenschutz- und 
Treibhunden; 

Art. 24 Bst. f 

f) bei Laufvögeln das Kupieren des Schnabels und das Anbringen von 
Hilfsmitteln, die das Schliessen des Schnabels verhindern, sowie die 
Federgewinnung von lebenden Laufvögeln. 

Art. 25 Abs. 1 

1) Das Züchten ist darauf auszurichten, gesunde Tiere zu erhalten, die 
frei von Eigenschaften und Merkmalen sind, mit denen ihre Würde miss-
achtet wird. 

Art. 26 Abs. 2 

2) Abs. 1 gilt nicht für die Besatz- und die Speisefischzucht. 

Art. 27 Abs. 1 

1) Wer künstliche Reproduktionsmethoden anwendet, muss über ein 
Diplom als Tierarzt oder über den Fähigkeitsausweis des schweizerischen 
Bundesamtes für Lebensmittelsicherheit und Veterinärwesen (BLV) nach 
Art. 51 Abs. 1 Bst. c der schweizerischen Tierseuchenverordnung (TSV; 
SR 916.401) als Besamungstechniker verfügen. 
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Art. 31 Abs. 4 Einleitungssatz 

4) In kleineren Tierhaltungen mit höchstens zehn Grossvieheinheiten 
muss die für die Haltung und Betreuung verantwortliche Person einen 
Sachkundenachweis nach Art. 198 erbringen für die Haltung von: 

Art. 35 

Steuervorrichtungen in Ställen und auf Auslaufflächen 

1) Scharfkantige, spitze oder elektrisierende Vorrichtungen, die das 
Verhalten der Tiere im Stall steuern, sind verboten. Die Ausnahmen sind 
in den nachfolgenden Absätzen geregelt. 

2) Bei Rindern sind für das Verrichten von Stallarbeiten vorüberge-
hende, nicht treibende elektrische Abschrankungen in Laufställen zulässig. 

3) Für Rinder dürfen keine neuen Standplätze mit Elektrobügeln ein-
gerichtet werden. 

4) Bei Verwendung von Elektrobügeln gelten folgende Bestimmungen: 
a) Es sind nur auf das einzelne Tier einstellbare Elektrobügel zulässig. 
b) Die Elektrobügel dürfen nur bei Kühen sowie bei über 18 Monate 

alten Tieren eingesetzt werden. 
c) Es dürfen nur für Elektrobügel geeignete und nach Art. 7 Abs. 2 

TSchG bewilligte Netzgeräte verwendet werden. 
d) Die Standplatzlänge muss mindestens 175 cm betragen. 
e) Der Abstand zwischen Widerrist und Elektrobügel darf 5 cm nicht 

unterschreiten. 
f) Die Netzgeräte dürfen höchstens an zwei Tagen pro Woche einge-

schaltet sein. 
g) Einige Tage vor der Geburt bis sieben Tage danach ist der Elektrobü-

gel bis zum oberen Anschlag zu verschieben. 

5) Auslaufflächen dürfen mit stromführenden Zäunen begrenzt wer-
den, wenn die Auslauffläche ausreichend gross und so gestaltet ist, dass 
die Tiere genügend Distanz zum Zaun halten und einander ausweichen 
können. 
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Art. 39 Abs. 3 

3) Rinder zur Grossviehmast im Alter von über fünf Monaten dürfen 
nicht in Einflächenbuchten mit Tiefstreu gehalten werden. 

Art. 40 Sachüberschrift und Abs. 6 bis 8 

Anbindehaltung 

6) Aufgehoben 

7) Aufgehoben 

8) Aufgehoben 

Art. 57 Abs. 5 

5) Entspricht die Fläche des Geheges nur den Mindestvorgaben nach 
Anhang 1 Tabelle 6, so muss der Boden befestigt sein. 

Art. 62 

Aufgehoben 

Art. 63 

Stacheldrahtverbot 

1) Das Verwenden von Stacheldraht für Zäune von Gehegen ist ver-
boten. 

2) Das ALKVW kann für weitläufige Weiden, die über eine zusätzliche 
Begrenzung verfügen, befristete Ausnahmebewilligungen zur Verwen-
dung von Stacheldraht erteilen. 

Art. 70 Abs. 2 

2) Werden Hunde für mehr als drei Monate in Boxen oder Zwingern 
gehalten, so müssen sie Sicht-, Hör- und Geruchkontakt zu einem anderen 
Hund in einem angrenzenden Gehege haben. Davon ausgenommen sind 
Hunde, die tagsüber während mindestens fünf Stunden ausserhalb des 
Geheges Kontakt mit Menschen oder mit anderen Hunden haben. 
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Art. 72 Abs. 4 und 4a 

4) Bei Boxenhaltung und bei Zwingerhaltung müssen die Gehege den 
Anforderungen nach Anhang 1 Tabelle 10 entsprechen. Das ALKVW 
legt in Abweichung von Anhang 1 Tabelle 10 besondere Mindestflächen 
fest für Boxen in Tierheimen für Hunde, deren Aufenthalt maximal drei 
Wochen dauert oder die tagsüber in Gruppen in einem grossen Aussen-
gehege gehalten werden. 

4a) Bei Boxenhaltung und bei Zwingerhaltung müssen für jeden 
Hund eine erhöhte Liegefläche und eine Rückzugsmöglichkeit vorhanden 
sein. In begründeten Fällen, namentlich bei kranken oder alten Tieren, 
kann auf die Rückzugsmöglichkeit verzichtet werden. 

Art. 73 Abs. 2 

2) Massnahmen zur Korrektur des Verhaltens von Hunden müssen 
der Situation angepasst erfolgen. Verboten sind: 
a) Strafschüsse; 
b) das Verwenden von: 

1. Zughalsbändern ohne Stopp; 
2. Stachelhalsbändern; 
3. anderen Führhilfen mit nach innen vorstehenden Elementen; 

c) übermässige Härte, wie das Schlagen mit harten Gegenständen. 

Art. 74 

Ausbildung im Schutzdienst 

1) Die Schutzdienstausbildung ist gestattet mit: 
a) Diensthunden; 
b) Hunden, die für sportliche Schutzdienstwettkämpfe vorgesehen sind; 
c) Hunden, die bei zugelassenen privaten Sicherheitsunternehmen einge-

setzt werden oder für einen solchen Einsatz vorgesehen sind. 

2) Die für die Schutzdienstausbildung verantwortliche Person muss 
jederzeit belegen können, dass: 
a) die Hunde korrekt gekennzeichnet und registriert sind; 
b) nur Hunde mit genügender Grundausbildung zur Schutzdienstaus-

bildung zugelassen werden; und 



7 

c) die Hundeführer über einen einwandfreien Leumund verfügen. 

3) In der Schutzdienstausbildung von Hunden können in begründeten 
Fällen Softstöcke eingesetzt werden. 

4) Die Schutzdienstausbildung von Sporthunden darf nur von Orga-
nisationen durchgeführt werden, die vom ALKVW dafür anerkannt sind. 
Die Ausbildung darf nur unter Aufsicht und im Beisein von ausgebilde-
ten Helfern erfolgen. Das Ausbildungs- und Prüfungsreglement ist vom 
ALKVW zu genehmigen. 

Art. 75 

Ausbildung von Jagdhunden 

1) Das Verwenden lebender Tiere ist zulässig für die Ausbildung und 
Prüfung von Jagdhunden: 
a) am Kunstbau für den Einsatz bei der Baujagd; 
b) in Schwarzwildgattern für die Schwarzwildjagd; 
c) im Bereich des Apportierens. 

2) Der direkte Kontakt zwischen Jagdhund und Wildtier ist verboten, 
ausser wenn er zum Erreichen des Ausbildungs- oder Prüfungsziels uner-
lässlich ist. Das Wildtier muss sich jederzeit in Deckung zurückziehen 
können. 

3) Anlagen zur Ausbildung und Prüfung von Jagdhunden am leben-
den Wildtier bedürfen einer Bewilligung des ALKVW. 

4) Ein Kunstbau wird bewilligt, wenn: 
a) die horizontalen Röhren und die Kessel an jeder Stelle abdeckbar 

sind; 
b) die Bewegungen von Fuchs und Hund sich durch besondere Vorrich-

tungen überwachen lassen; und 
c) das Schiebersystem so angelegt ist, dass ein direkter Kontakt zwi-

schen Hund und Fuchs ausgeschlossen werden kann. 

5) Ein Schwarzwildgatter wird bewilligt, wenn: 
a) es ausreichend gross und so gestaltet ist, dass sich das Schwarzwild 

sowohl in natürliche Deckung zurückziehen kann als auch bei Bedarf 
abgesondert gehalten werden kann; 

b) das Schwarzwild nur in Gruppen eingesetzt wird; und 
c) die Jagdhunde einzeln ausgebildet und geprüft werden. 
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6) Jede Veranstaltung, bei der Jagdhunde am lebenden Wildtier aus-
gebildet oder geprüft werden, ist dem ALKVW zu melden. Dieses sorgt 
für die Überwachung der Veranstaltung. Es kann die Zahl der Anlagen 
und der Veranstaltungen begrenzen. 

Art. 76 Abs. 3, 4 Bst. d und 6 

3) Auf Gesuch hin kann das ALKVW Personen, die sich über die 
notwendigen Fähigkeiten ausweisen, die Verwendung von Geräten, die 
elektrisieren oder für den Hund sehr unangenehme akustische Signale 
aussenden, ausnahmsweise zu therapeutischen Zwecken bewilligen. Die 
Befähigung ist durch das ALKVW zu prüfen. Inhalt und Form der Aus-
bildung und Prüfung richten sich nach der Tierhaltungs-Ausbildungs-
Verordnung. 

4) Wer bewilligungspflichtige Geräte einsetzt, muss jeden Geräteein-
satz dokumentieren und auf Ende Kalenderjahr dem ALKVW eine Zu-
sammenstellung aller Einsätze einreichen. Anzugeben sind: 
d) Signalement und Kennzeichnung des Hundes; 

6) Das Anwenden von Mitteln zur Verhinderung von Laut- und 
Schmerzensäusserungen ist verboten. Ausgenommen sind am Halsband 
befestigte Geräte, die auf das Bellen hin ausschliesslich Wasser oder Druck-
luft ausstossen. 

Art. 77 

Verantwortung der Personen, die Hunde halten oder ausbilden 

Wer einen Hund hält oder ausbildet, hat Vorkehrungen zu treffen, 
damit der Hund Menschen und Tiere nicht gefährdet. Bei der Beurtei-
lung der Verantwortlichkeit für Herdenschutzhunde wird deren Einsatz-
zweck zur Abwehr fremder Tiere berücksichtigt. 

Art. 80 Abs. 3 und 4 

3) In Gehegen dürfen Katzen nur vorübergehend einzeln gehalten 
werden. Einzeln gehaltene Katzen müssen sich wenn möglich täglich, 
mindestens jedoch an fünf Tagen in der Woche zeitweilig ausserhalb des 
Geheges bewegen können. 

4) Aufgehoben 
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Art. 81 Abs. 4 Bst. a 

a) vom BLV geprüfte und bewilligte Stalleinrichtungen und Aufstallungs-
systeme; 

Art. 89 Bst. a, f und h 

a) Säugetiere, ausgenommen Kleinnager und einheimische Insektenfresser; 
f) Meeresschildkröten (Chelonoiidae, Dermochelyidae); Galapagos- und 

Seychellen-Riesenschildkröten (Dipsochelys spp., Chelonoidis nigra 
ssp.), Spornschildkröte (Geochelone [Centrochelys] sulcata), Alliga-
torschildkröten (Chelydridae), Schlangenhalsschildkröten (Chelidae), 
Pelomedusenschildkröten (Pelomedusidae); alle Krokodilartigen 
(Crocodilia); Brückenechsen (Sphenodon); Leguane, die erwachsen 
eine Gesamtlänge von mehr als 1 m erreichen, Fidji-Leguan, Drusen-
köpfe (Conolophus), Meerechsen (Amblyrhynchus cristatus); Tejus 
und Warane, die erwachsen eine Gesamtlänge von mehr als 1 m errei-
chen, Varanus mitchelli, Varanus semiremex; Krustenechsen (Helo-
derma); alle Chamäleons; Segelechsen (Hydrosaurus), Flugdrachen 
(Draco); Riesenschlangen, die erwachsen mehr als 3 m lang werden, 
ausgenommen Boa constrictor; Seeschlangen (Hydrophiinae); 

h) Schlangen, die über einen Giftapparat verfügen und das Gift einsetzen 
können (Giftschlangen), ausgenommen die vom BLV in einer Ver-
ordnung festgelegten ungefährlichen Giftschlangen. 

Art. 90 Abs. 3 

3) Nicht als gewerbsmässige Wildtierhaltungen gelten: 
a) Haltungsbecken in der Gastronomie; 
b) einzelne Aquarien zu Zierzwecken, auch wenn sie in Verbindung mit 

gewerblichen Einrichtungen stehen; 
c) Haltungen von Wachteln der Art Coturnix japonica, sofern höchstens 

50 adulte Tiere gehalten werden. 
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Art. 92 

Bewilligung mit Gutachten 

1) Für folgende Tierarten darf das ALKVW die Bewilligung nur ertei-
len, wenn das Gutachten einer unabhängigen und anerkannten Fachper-
son nachweist, dass die vorgesehenen Gehege und Einrichtungen eine 
tiergerechte Haltung ermöglichen: 
a) alle Walartigen (Cetacea), Seekühe, Seeotter, Hundsrobben, Ohren-

robben und Walrosse; 
b) alle Primaten mit Ausnahme der Marmosetten; 
c) Waldhund, Mähnenwolf, Hyänenhund, Erdwolf, Hyänen; alle Bären 

mit Ausnahme der Waschbären, Wickelbären, Katzenfrette und Na-
senbären; Riesenotter; Tayra, Vielfrass und Skunk; Grosskatzen wie 
Nebelparder, Jaguar, Leopard, Schneeleopard, Puma, Löwe, Tiger; 
Gepard; Erdferkel; alle Elefanten; alle Wildequiden; Tapire; alle Nas-
hörner; alle Wildschweine ausgenommen Sus scrofa; Zwergflusspferd, 
Flusspferd; Hirschferkel; Okapi, Giraffen; alle Hornträger der Fami-
lie Bovidae mit Ausnahme der Gämse (Rupicapra rupicapra), des Al-
pensteinbocks (Capra ibex), des Mufflons, des Mähnenspringers und 
der anderen Wildschafe und Wildziegen; 

d) alle Beutelsäuger mit Ausnahme der Kleinkängurus, Rattenkängurus, 
Wallabies und Filander; 

e) Schnabeltier, Schnabeligel; Gürteltiere; Ameisenbären; Faultiere, 
Schuppentiere, Stachelschweine; 

f) Schuhschnabel, Kiwis; alle Pinguine; Seetaucher, Lappentaucher; 
Röhrennasen; Tropikvögel, Tölpel, Fregattvögel; Sekretär, Grosstrap-
pen; Seeschwalben, ausgenommen Inkaseeschwalbe und Nestlinge ein-
heimischer Arten; Alken; Segler, ausgenommen Nestlinge einheimi-
scher Arten; 

g) alle Haie und Rochen; 
h) Meeresschildkröten (Chelonoiidae, Dermochelyidae); Galapagos- 

und Seychellen-Riesenschildkröten (Dipsochelys spp., Chelonoidis 
nigra ssp.), Spornschildkröte (Geochelone [Centrochelys] sulcata); alle 
Krokodilartigen (Crocodilia); Brückenechsen (Sphenodon); Drusen-
köpfe (Conolophus), Meerechsen (Amblyrhynchus cristatus), Wirtel-
schwanzleguane (Cyclura); Chamäleons, ausgenommen Chamaeleo 
calyptratus; Dornteufel (Moloch horridus), Flugdrachen (Draco); 
Morelia boeleni, Seeschlangen (Hydrophiinae); 

i) Goliathfrosch; Riesensalamander. 
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2) Der Gesuchsteller und das ALKVW müssen die Fachperson ge-
meinsam bestimmen. Kein Gutachten ist erforderlich für die Bewilligung 
von Gehegen nach Art. 95 Abs. 2. 

Art. 93 Abs. 1 und 2 Bst. b 

1) Wildtierhaltungen sowie Futtertierhaltungen und -zuchten müssen 
eine Tierbestandeskontrolle führen, wenn sie bewilligungspflichtig sind. 

2) Die Tierbestandeskontrolle muss, ausser für Fischhaltungsbetriebe, 
nach Tierarten Angaben enthalten über: 
b) den Abgang (Datum, Name und Adresse des Abnehmers oder Tod, 

Ursache des Todes wenn bekannt, Art der Tötung, Anzahl). 

Art. 95 Abs. 1 Bst. d 

d) die personellen Anforderungen nach Art. 85 erfüllt sind; 

Art. 97 

Anforderungen an Personen im Umgang mit Fischen und Panzerkrebsen 

1) Wer die Berufsfischerei betreibt, muss über eine Ausbildung nach 
Art. 196 verfügen. 

2) Wer gewerbsmässig Speisefische, Besatzfische oder Panzerkrebse 
züchtet oder hält, muss über eine Ausbildung nach Art. 197 verfügen. 

3) Wer nicht gewerbsmässig Speisefische, Besatzfische oder Panzer-
krebse fängt, markiert, hält, züchtet oder tötet, muss den Nachweis über 
die erfolgreiche Ablegung der Fischereiprüfung nach Art. 5 der Fische-
reiverordnung oder einen Sachkundenachweis nach Art. 198 erbringen. 

Überschriften vor Art. 101 

V. Gewerbsmässiger Umgang mit Tieren 

A. Betreuung, Pflege, Zucht und Haltung von Tieren 
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Art. 101 

Bewilligungspflicht 

Eine Bewilligung des ALKVW benötigt, wer: 
a) ein Tierheim mit mehr als fünf Pflegeplätzen betreibt; 
b) gewerbsmässig Tierbetreuungsdienste für mehr als fünf Tiere anbie-

tet; 
c) mehr als folgende Anzahl Tiere pro Jahr abgibt: 

1. zwanzig Hunde oder drei Würfe Hundewelpen, 
2. zwanzig Katzen oder fünf Würfe Katzenwelpen, 
3. 100 Kaninchen, Zwergkaninchen oder Meerschweinchen, 
4. 300 Mäuse, Ratten, Hamster oder Gerbils, 
5. 1000 Zierfische, 
6. 100 Reptilien, 
7. die Nachzucht von mehr als fünfundzwanzig Vogelpaaren bis zur 

Grösse eines Nymphensittichs, von mehr als zehn Vogelpaaren, 
die grösser als Nymphensittiche sind, oder von mehr als fünf Ara- 
oder Kakadupaaren; 

d) gewerbsmässig Heimtiere oder Nutzhunde züchtet oder hält; 
e) gewerbsmässig Klauenpflege für Rinder oder Hufpflege für Pferde 

durchführt, ohne über eine Ausbildung nach Art. 192 Abs. 1 Bst. a zu 
verfügen. 

Art. 101a 

Bewilligungsvoraussetzungen 

Die Bewilligung darf nur erteilt werden, wenn: 
a) Räume, Gehege und Einrichtungen der Art und Zahl der Tiere sowie 

dem Zweck des Betriebes entsprechen und die Tiere nicht entweichen 
können; 

b) die personellen Anforderungen nach Art. 102 erfüllt sind. 
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Art. 101b 

Gesuch und Bewilligung 

1) Für das Gesuch ist die Formularvorlage des ALKVW nach Art. 209 
Abs. 3 beziehungsweise Abs. 4 zu verwenden. 

2) Die maximale Dauer der Bewilligung beträgt zehn Jahre. 

3) Die Bewilligung kann mit Bedingungen und Auflagen verbunden 
werden hinsichtlich: 
a) Anzahl Tiere und Umfang der Tätigkeit; 
b) Haltung, Fütterung, Pflege, Überwachung und Transport der Tiere; 
c) Umgang mit den Tieren; 
d) personeller Verantwortlichkeiten; 
e) Tierbestandeskontrolle und Dokumentation der Tätigkeit. 

Art. 102 

Personelle Anforderungen für die Betreuung, Pflege, Zucht und Haltung 
von Tieren 

1) In Tierheimen, bei anderer gewerbsmässiger Betreuung von Tieren 
sowie in gewerbsmässigen Zuchten oder Haltungen von Heimtieren und 
Nutzhunden müssen die Tiere unter der Verantwortung eines Tierpfle-
gers betreut werden. 

2) In den folgenden Fällen genügt es, wenn die für die Tierbetreuung 
verantwortliche Person über eine Ausbildung nach Art. 197 verfügt: 
a) in Tierheimen mit maximal 19 Pflegeplätzen; 
b) bei anderer gewerbsmässiger Betreuung von höchstens 19 Tieren; 
c) bei gewerbsmässigen Zuchten oder Haltungen von Heimtieren und 

Nutzhunden, in denen nur eine Tiergruppe mit ähnlichen Haltungs-
ansprüchen vorhanden ist; 

d) für die Abgabe von Tieren nach Art. 101 Bst. c. 

3) In Tierheimen mit maximal 5 Pflegeplätzen oder bei anderer ge-
werbsmässiger Betreuung von höchstens 5 Tieren genügt es, wenn die für 
die Tierbetreuung verantwortliche Person über die für die Haltung der 
betreuten Tierarten verlangte Ausbildung verfügt. 
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4) Die für die Tierbetreuung verantwortliche Person in gewerbsmäs-
sigen Zuchten oder Haltungen von Wildtieren muss die Anforderungen 
nach Art. 85 erfüllen. 

5) Wer gewerbsmässig Klauenpflege für Rinder oder Hufpflege für 
Pferde durchführt, muss über eine Ausbildung nach Art. 192 Abs. 1 Bst. a 
oder b verfügen. 

Überschrift vor Art. 103 

B. Handel und Werbung mit Tieren 

Art. 103 Sachüberschrift, Einleitungssatz sowie Bst. d und e 

Anforderungen an das Betreuungspersonal bei Handel und Werbung 

Bei Handel und Werbung mit Tieren muss die für die Betreuung der 
Tiere verantwortliche Person: 
d) bei zeitlich befristeten Veranstaltungen und bei der Werbung: einen 

Sachkundenachweis erbringen; 
e) in Betrieben, die ausschliesslich mit Speise-, Köder- oder Besatzfi-

schen oder Panzerkrebsen handeln: über eine Ausbildung nach Art. 197 
verfügen. 

Art. 104 Abs. 1 und 2 

1) Bewilligungsgesuche für den Handel oder die Werbung mit Tieren 
sind nach der Formularvorlage an das ALKVW zu richten. 

2) Für den Viehhandel gilt das Viehhandelspatent (Art. 34 TSV) als 
Bewilligung. 

Art. 105 Abs. 1 Bst. b, c und d 

b) die personellen Anforderungen betreffend Tierpflege eingehalten sind; 
c) beim Handel die verantwortliche Person ihren Wohn- oder Geschäfts-

sitz in Liechtenstein hat; 
d) bei der Werbung gesichert ist, dass die Tiere nicht leiden, Schaden 

nehmen oder ihre Würde anderweitig missachtet wird sowie die 
Transportbedingungen erfüllt sind. 
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Art. 106 Abs. 1 

1) Die Bewilligung wird auf die für den Handel oder die Werbung 
verantwortliche Person ausgestellt. 

Art. 109 

Haltebewilligung der erwerbenden Person 

Tiere, für deren Haltung eine Bewilligung notwendig ist, dürfen nur 
an andere Personen abgegeben werden, wenn diese über eine entspre-
chende Bewilligung verfügen. 

Art. 111 

Informationspflicht 

Wer Heim- und Wildtiere gewerbsmässig verkauft, hat schriftlich 
über die Bedürfnisse, die angemessene Betreuung und die tiergerechte 
Haltung der betroffenen Tierart sowie über die entsprechenden rechtli-
chen Grundlagen zu informieren. Nicht informiert werden müssen Per-
sonen, die über eine Bewilligung nach Art. 12 TSchG oder nach Art. 89 
oder 90 dieser Verordnung verfügen. 

Art. 115 Abs. 1 Bst. b und Abs. 2 

1) Der Leiter der Versuchstierhaltung muss über eine Ausbildung 
nach Art. 197 in Versuchstierkunde verfügen. Davon ausgenommen sind: 
b) in Versuchstierhaltungen ohne belastete Linien oder Stämme und 

ohne andere Tiere, die einer speziellen Betreuung und Pflege bedür-
fen: Tierpfleger sowie Personen, die nachweislich über die verlangten 
Kenntnisse und Fähigkeiten zur fachgerechten Betreuung der Tiere 
verfügen. 

2) Das ALKVW verordnet eine zusätzliche Ausbildung, wenn Um-
fang der Tierhaltung, Tierart, Tiermodell oder andere Gründe besondere 
Kenntnisse und Fähigkeiten voraussetzen. 
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Art. 117 Abs. 3 

3) Die Räume und Gehege müssen den Anforderungen in Anhang 3 
entsprechen und es erlauben, das Befinden aller Tiere zu überprüfen, 
ohne sie erheblich zu stören. Für Tierarten, die nicht in Anhang 3 aufge-
führt sind, gelten die Mindestanforderungen nach den Anhängen 1 und 2. 

Art. 135 Abs. 9 

9) Das Töten von Tieren sowie Massnahmen oder Eingriffe, die 
Schmerzen, Leiden, Schäden oder Angst zur Folge haben, dürfen nicht in 
Räumen durchgeführt werden, in denen Tiere gehalten werden. Das 
ALKVW kann Ausnahmen festlegen für Massnahmen und Eingriffe, die 
für die Tiere im gleichen Raum keine übermässige Belastung darstellen, 
wie insbesondere Markieren, Verabreichungen und Probenahmen. 

Art. 138 Abs. 2 

2) Die Erzeugung von gentechnisch veränderten Tieren ist nur zulässig 
für Zwecke nach Art. 9 des schweizerischen Gentechnikgesetzes (GTG; 
SR 814.91). 

Art. 139 Abs. 1a 

1a) Das Gesuch muss für jeden Tierversuch enthalten: 
a) den Titel und die Fragestellung des Versuchs; 
b) das Fachgebiet; 
c) den Versuchszweck nach international anerkannter Einteilung; 
d) die geplante Anzahl Tiere pro Tierart; und 
e) den voraussichtlichen Schweregrad der Belastung. 

Art. 142 Abs. 1 Bst. b 

b) keine unzulässigen Zwecke verfolgt werden und die Würde des Tieres 
geachtet wird; 
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Art. 145a 

Information der Öffentlichkeit 

Nach Abschluss eines Tierversuchs veröffentlicht das ALKVW die 
Angaben nach Art. 139 Abs. 1a Bst. a bis c sowie die endgültigen Anga-
ben zur Anzahl Tiere pro Tierart und zum Schweregrad der Belastung. 

Art. 149 

Unvereinbarkeit 

Mitarbeiter des ALKVW dürfen keine Mitglieder der Kommission 
nach Art. 148 sein. 

Art. 152 Abs. 1 Bst. e 

e) bei der Übergabe der Tiere an den Empfänger die Fahrzeit schriftlich 
festhalten. 

Art. 152a 

Berechnung der Fahrzeit 

Die Berechnung der Fahrzeit beginnt nach einem Fahrunterbruch neu, 
wenn: 
a) der Unterbruch über zwei Stunden dauert; 
b) die Tiere während des Unterbruchs über die in Anhang 1 aufgeführ-

ten Mindestmasse für die Haltung verfügen, Zugang zu Wasser oder 
nötigenfalls zu Milch haben und in den der Tierart entsprechenden 
Zeitintervallen gefüttert werden; und 

c) die Anforderungen an ein den Tieren angepasstes Klima erfüllt sind. 

Art. 159 Abs. 1, 1a und 1b 

1) Einhufer und Klauentiere, die nicht in Behältern transportiert wer-
den, müssen über gleitsichere Rampen ein- und ausgeladen werden, wenn 
der Abstand vom Boden zur Oberkante der Ladebrücke 25 cm oder 
mehr misst. Misst der Abstand weniger als 25 cm, so müssen keine Ram-
pen verwendet werden, wenn die Tiere vorwärts ein- und aussteigen 
können. 
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1a) Die Rampen dürfen nicht zu steil und die Spalten nicht so weit 
sein, dass die Tiere sich verletzen können. 

1b) Die Rampen müssen mit geeigneten Querleisten versehen sein, 
wenn das Gefälle 10 Grad überschreitet, und mit einem der Grösse und 
dem Gewicht der Tiere angepassten Seitenschutz versehen sein, ausser 
wenn die Tiere von Hand geführt werden, an den Transport gewöhnt 
sind und die Höhe der Ladebrücke 50 cm nicht übersteigt. 

Art. 160 Abs. 1 und 7 

1) Pferde, ausgenommen Jungtiere, müssen während des Transports 
angebunden werden. Das Anbinden an Strick- oder Knotenhalftern oder 
am Zaumzeug ist verboten. 

7) Lebende Frösche dürfen nicht aufeinander geschichtet transportiert 
werden. Kann die Haufenbildung während des Transports nicht verhin-
dert werden, so sind die Tiere am Bestimmungsort unverzüglich aus den 
Transportbehältern herauszunehmen und in eine geeignete Umgebung zu 
verbringen. 

Art. 165 Abs. 2 und 3 

2) Transportmittel dürfen bei Fahrunterbrüchen von über vier Stun-
den nur dann als Aufenthaltsort dienen, wenn die Tiere über die in An-
hang 1 aufgeführten Mindestmasse für die Haltung verfügen, Zugang zu 
Wasser oder nötigenfalls zu Milch haben und in den der Tierart entspre-
chenden Zeitintervallen gefüttert werden. Ausserdem müssen die Anfor-
derungen an ein den Tieren angepasstes Klima erfüllt sein. 

3) Das ALKVW kann für die gelegentliche Nutzung von Transport-
mitteln als temporäre Unterkunft Ausnahmen von den in Anhang 1 auf-
geführten Mindestmassen vorsehen, insbesondere für Diensteinsätze, 
Sport- oder Showanlässe und Ausstellungen. 

Art. 175 

Durchfuhr von Tieren 

Rinder, Schafe, Ziegen, Schweine, Schlachtpferde und Schlachtgeflü-
gel dürfen nur im Bahn- oder Luftverkehr durch Liechtenstein und die 
Schweiz durchgeführt werden. 
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Art. 177a 

Verantwortlichkeiten im Schlachtbetrieb 

1) Der Betreiber der Schlachtanlage ist verantwortlich für das Einhal-
ten der Vorschriften der Tierschutzgesetzgebung. Er erlässt insbesondere 
Arbeitsanweisungen für: 
a) den Umgang mit Tieren in den Wartestallungen; 
b) das Betäuben der Tiere; 
c) das Entbluten der Tiere; 
d) die Instruktion des Schlachthofpersonals. 

2) Der Betreiber der Schlachtanlage stellt die Arbeitsanweisungen den 
Vollzugsorganen auf Verlangen zur Verfügung. 

3) In Schlachtbetrieben, in denen jährlich mehr als 1 000 Grossvie-
heinheiten Säugetiere oder mehr als 150 000 Stück Geflügel oder Kanin-
chen geschlachtet werden, muss ein Tierschutzbeauftragter bezeichnet 
werden. 

4) Der Tierschutzbeauftragte ist weisungsbefugt. Er kontrolliert das 
Einhalten der Vorschriften der Tierschutzgesetzgebung und ist insbeson-
dere verantwortlich für: 
a) die Berichterstattung über Tierschutzbelange gegenüber dem Betrei-

ber der Schlachtanlage; 
b) die Anweisung des Schlachthofpersonals, Massnahmen zur Sicherstel-

lung des tiergerechten Umgangs zu ergreifen; 
c) die Aufzeichnung der in der Schlachtanlage zur Verbesserung des 

Tierschutzes getroffenen Massnahmen. 

Art. 178 Abs. 2 Bst. c und 3 

2) Die Tötung eines Wirbeltiers ist ohne Betäubung zulässig: 
c) wenn die angewendete Tötungsmethode das Tier unverzüglich und 

ohne Schmerzen oder Leiden in einen Zustand der Empfindungs- und 
Wahrnehmungslosigkeit versetzt. 

3) Die Tötung von Fröschen ist zudem ohne Betäubung zulässig, 
wenn die Frösche bei der Schlachtung in gekühltem Zustand geköpft 
werden und der Kopf sofort vernichtet wird. 
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Art. 190 Abs. 1 Bst. b und d 

b) Versuchsleiter, versuchsdurchführende Personen sowie Leiter von 
Versuchstierhaltungen; 

d) Detailhandelsfachleute mit Fachrichtung Zoofachhandel mit einer 
vom ALKVW anerkannten fachspezifischen Weiterbildung. 

Art. 191 Sachüberschrift, Abs. 1 und 3 

Ausbildungsmassnahmen auf Anordnung 

1) Das ALKVW kann für Tierhalter, betreuende Personen oder Be-
triebe Ausbildungsmassnahmen anordnen, wenn Mängel betreffend die 
Fütterung, die Betreuung oder die Pflege der Tiere oder andere Verstösse 
gegen die Bestimmungen der Tierschutzgesetzgebung festgestellt worden 
sind. 

3) Die Kosten für die zusätzliche Ausbildung gehen zu Lasten der Be-
triebe oder der Tierhalter. 

Art. 193 Abs. 2 

2) Die fachspezifische Berufs- oder Hochschulausbildung befreit von 
der fachspezifischen berufsunabhängigen Ausbildung, die fachspezifische 
berufsunabhängige Ausbildung befreit vom Sachkundenachweis. 

Art. 195 Abs. 1 Bst. c 

c) einem Fähigkeitsausweis des BLV, der vor 1998 ausgestellt wurde. 

Art. 199 Abs. 1 

1) Das ALKVW anerkennt Ausbildungen nach Art. 197, Kurse nach 
Art. 198 Abs. 2 sowie die fachspezifische Weiterbildung für Detailhan-
delsfachleute im Zoofachhandel nach Art. 103 Bst. b. Es veröffentlicht 
die Liste der anerkannten Aus- und Weiterbildungen. Es bestimmt über 
die Gleichwertigkeit ausländischer Ausbildungen nach den Art. 197 und 
198. 
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Art. 200 Abs. 1, 4 und 5 

1) Das Gesuch um Anerkennung einer Ausbildung nach Art. 197, eines 
Kurses nach Art. 198 Abs. 2 oder einer fachspezifischen Weiterbildung 
für Detailhandelsfachleute im Zoofachhandel muss dem ALKVW zu-
sammen mit der Dokumentation und dem Stundenplan in elektronischer 
Form zugestellt werden. 

4) Die Anerkennung kann vom ALKVW widerrufen werden, wenn 
die Durchführung nicht dieser Verordnung entspricht oder erheblich von 
der mit dem Gesuch um Anerkennung eingereichten Dokumentation 
abweicht. 

5) Das ALKVW kann Anbietern von Ausbildungen nach Art. 197, 
Kursen nach Art. 198 Abs. 2 oder fachspezifischen Weiterbildungen für 
Detailhandelsfachleute im Zoofachhandel die Ausstellung von Ausbil-
dungsnachweisen nach Art. 193 Abs. 1 Bst. b und c untersagen, wenn die 
Durchführung nicht dieser Verordnung entspricht oder erheblich von der 
mit dem Gesuch um Anerkennung eingereichten Dokumentation ab-
weicht. 

Art. 202 Abs. 1 

1) Die Ausbildung von Tiertransport- und von Schlachthofpersonal 
sowie die vom ALKVW anerkannte fachspezifische Weiterbildung für 
Detailhandelsfachleute im Zoofachhandel sind mit einer Prüfung abzu-
schliessen. 

Art. 206 Abs. 1 

1) Ein Betrieb, auf dem ein Praktikum im Rahmen einer Aus- oder 
Weiterbildung nach dieser Verordnung absolviert wird, muss über einen 
Tierbestand verfügen, der in Grösse und Art mindestens demjenigen 
entspricht, den der Praktikant zu betreuen beabsichtigt. Die für den Be-
trieb verantwortliche Person muss über die erforderliche Qualifikation 
zur Betreuung des Bestandes verfügen. 

Überschrift vor Art. 206a 

IXa. Widerhandlungen 



22 

Art. 206a 

Übertretungen 

Nach Art. 36 Abs. 3 TSchG wird bestraft, sofern nicht Art. 35 TSchG 
anwendbar ist, wer vorsätzlich oder fahrlässig: 
a) gegen die Vorschriften über die Schutzdienstausbildung mit Hunden 

verstösst (Art. 74); 
b) gegen die Vorschriften über die Ausbildung von Jagd-, Herden-

schutz- und Treibhunden verstösst (Art. 75); 
c) ohne Bewilligung Geräte, die elektrisieren oder für Hunde sehr unan-

genehme akustische Signale aussenden, zu therapeutischen Zwecken 
einsetzt oder die entsprechenden Dokumentationspflichten nicht ein-
hält (Art. 76 Abs. 3 und 4); 

d) ohne Bewilligung serienmässig hergestellte Aufstallungssysteme und 
Stalleinrichtungen für Nutztiere in Verkehr bringt (Art. 81); 

e) die Tätigkeiten nach Art. 101 Bst. b, c oder e ausübt und über keine 
Bewilligung verfügt oder nicht die entsprechenden personellen An-
forderungen nach Art. 102 erfüllt; 

f) als Betreiber einer Schlachtanlage den Verpflichtungen nach Art. 177a 
nicht nachkommt; 

g) als Ausbildner die Anforderungen nicht erfüllt (Art. 203 und 204). 

Art. 209 Abs. 3 Einleitungssatz und Bst. g sowie 4 

3) Die Formularvorlage für Bewilligungsgesuche für Tierhaltungen 
sowie für den Handel und die Werbung mit Tieren sieht folgende Anga-
ben vor: 
g) bei Werbung: die Art und Dauer der Verwendung der Tiere. 

4) Die Formularvorlage für Bewilligungsgesuche für Betreuungs- und 
Pflegedienstleistungen sieht folgende Angaben vor: 
a) verantwortliche Person und deren Wohn- oder Geschäftssitz; 
b) Zweck der angebotenen Dienstleistung, Ort der Erbringung, Art der 

Räume und Gehege sowie Art und Einrichtung von Transportfahr-
zeugen; 

c) Tierarten sowie Art und Anzahl der Dienstleistungen; 
d) Ausbildung der Person, die die Dienstleistung durchführt. 
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Art. 211a 

Tierhalteverbote 

Das ALKVW sorgt dafür, dass Tierhalteverbote nach Art. 29 TSchG 
in das schweizerische Informationssystem für Vollzugsdaten des öffentli-
chen Veterinärdienstes (ASAN) eingegeben werden. 

Art. 213 Abs. 2 

2) In bewilligungspflichtigen Wildtierhaltungen, die der Lebensmit-
telproduktion dienen, richten sich die Kontrollen nach Art. 212. 

Art. 214 Abs. 1 

1) Das ALKVW kontrolliert Tierhandlungen mindestens einmal jähr-
lich. Haben zwei aufeinander folgende Kontrollen zu keiner Beanstan-
dung geführt, so kann das Kontrollintervall auf höchstens drei Jahre 
verlängert werden. Tierbörsen, Tierausstellungen und Kleintiermärkte, 
an denen mit Tieren gehandelt wird, sowie die Verwendung von Tieren 
in der Werbung sind stichprobenweise zu kontrollieren. 

Art. 217 Einleitungssatz 

Das ALKVW kann Gebühren erheben für: 

Art. 225a 

Übergangsbestimmungen zur Änderung vom 24. Februar 2015 

1) Für Personen, die nach der bisherigen Fassung von Art. 101 gemeldet 
sind, sind Bewilligungen nach dem neuen Art. 101 ab dem 1. Januar 2017 
erforderlich. 

2) Bis am 1. Januar 2017 müssen die Anforderungen an die Ausbil-
dung erfüllt sein: 
a) vom Betreuungspersonal bei anderer gewerbsmässiger Betreuung von 

Tieren als in Tierheimen: nach Art. 102 Abs. 1 und 2 Bst. b; 
b) bei der Abgabe von Tieren nach Art. 101 Bst. c: nach Art. 102 Abs. 2 

Bst. d; 
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c) bei der gewerbsmässigen Klauenpflege für Rinder und Hufpflege für 
Pferde: nach Art. 102 Abs. 5. 

3) Beim Inkrafttreten dieser Änderung bereits bewilligte Haltungen 
müssen die Anforderungen an die Haltung von Afrikanischen Straussen 
nach Anhang 2 Tabelle 2 ab dem 1. Januar 2024 erfüllen. 

4) Transportabteile in Aufbauten von Tiertransportfahrzeugen, die 
am 1. September 2010 in Verkehr waren, müssen den Anforderungen 
bezüglich der Mindesthöhen nach Anhang 4 ab dem 1. September 2020 
entsprechen. 



25 



26 



27 



28 



29 



30 



31 



32 



33 



34 



35 



36 



37 



38 



39 



40 



41 



42 



43 



44 



45 



46 



47 



48 



49 



50 



51 



52 



53 



54 



55 



56 



57 



58 



59 



60 



61 



62 



63 



64 



65 

 



66 

II. 

Inkrafttreten 

Diese Verordnung tritt am 1. März 2015 in Kraft. 

Fürstliche Regierung: 
gez. Adrian Hasler 
Fürstlicher Regierungschef 
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